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Denkendorf, 16.02.18 
 
 
 
- 

Ladung zur Sitzung des Gemeinderates im Sitzungssaal des Rathauses  
am Donnerstag, 22. Februar 2018 um 19 Uhr     

 
 
TAGESORDNUNG 
Öffentlicher Teil: 
 
1. Genehmigung der Niederschrift aus der Sitzung vom 25.01.2018 
2. Beschluss über die Tagesordnung 
3.  Informationen aus der Bauausschusssitzung 
4. Informationen über Beschlüsse aus nichtöffentlichen Sitzungen nach Wegfall    
       der Geheimhaltung 
5. Informationen über Bauvorhaben im Freistellungsverfahren 

18. Tekturantrag zum Neubau von zwei Hallen mit Büro- u. Werkstattgebäude auf    

           Fl.Nr. 1007/10 Gem. Denkendorf, Alemannenstraße; Beratung – Beschluss-  

           fassung  

19.  Neubau eines Rinderstalles mit Mistlege u. Güllegrube auf Fl.Nr. 141 Gem. 

 Zandt, Brunnenweg; Beratung - Beschlussfassung 

20. Antrag auf Befreiung vom Beb. Plan Nr. XXXI zum Neubau eines Mehrfamilien-

 hauses mit Büro, Garagen und Stellplätzen auf Fl.Nr. 1417, 1417/6 u. 1417/7 

 Gem. Denkendorf, Wassertal; Beratung – Beschlussfassung  

21. Neubau Pfarrzentrum für die Pfarrgemeinde Denkendorf mit Garage auf Fl.Nr. 

 1/1, 413/2, 1458 u. 1459/2 Gem. Denkendorf; Beratung – Beschlussfassung 

 

 

Gemeinde Denkendorf* Wassertal 2* 85095 Denkendorf 

 
«Anrede» «Titel» 
«Vorname» «Name» 
«Ortsteil» 
«Straße» 
«PLZ» «Ort» 

  
Sachbearbeiter:  Frau Bgmin Forster 
Durchwahl -0 
Zimmer-Nr. 7 
Aktenzeichen:    



  

 

 

zum öffentlichen Teil:  

 

 

22.  Autobahndirektion Nordbayern, Sanierung der Brücken im Gemeindebereich -

 Information der Autobahndirektion; Beratung – Beschlussfassung  

23.  Änderung des Bebauungsplans Nr. 21; „Innenortsbereich Denkendorf“ 
a) Umbenennung in „Einfacher Bebauungsplan zur Steuerung des Maßes der 

Nutzung bei der Bebauung im unbeplanten Innerortsbereich; verdichtete Be-
bauung“; Beratung – Beschlussfassung  

b) Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der Öffentlich-
keitsbeteiligung und im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Be-
lange und sonstiger Behörden (§ 3 Abs 2 und § 4 Abs. 2 BauGB); Beratung – 
Beschlussfassung  

24. Vergabe der Trockenbauarbeiten für den Neubau Kinderhaus Dörndorf; Infor-

mation 

12. b) Beschaffung eines TSF für die FFW Schönbrunn; Beratung – Beschlussfassung 

25. Errichtung eines Waldkindergartens in Denkendorf; Beratung – Beschlussfas-

sung  

 
  



N I E D E R S C H R I F T Seite: 33 
 
 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates Denkendorf   
am: 22.02.2018 in Denkendorf 
um 19.00 Uhr Sitzungssaal Rathaus 
  
 
Sämtliche 16 Mitglieder des Gemeinderates Denkendorf  
waren ordnungsgemäß geladen. 
 
Vorsitzende war: 1. Bgmin Forster 
Schriftführer war: Frau Herrler   
 
 
Anwesend waren: 
 

 
  

Heinrich Beringer  
Heinrich Forscht 
Harald Gröger ab 19.03 Uhr 
Christian Holtz 
Josef Mosandl 
Alois Müller 
Rolf Schowalter 
Thomas Sendtner ab 19.05 Uhr 
Josef Stechno 
Alfons Weber 
Josef Wermuth   
Stephan Werner 
Josef Weigl 
 
 
 
Entschuldigt abwesend waren:  
 
Alois Braun  
Peter Lehner 
Karin Nerb 
Jürgen Sendtner 
Regina von Wernitz - Keibel  
 
 
 
Unentschuldigt abwesend waren: 
 
 
 
 
Die Beschlussfähigkeit war somit gegeben. 
 
  
 
 
Beginn der Sitzung: 19.00 Uhr 
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1. Genehmigung der Niederschrift aus der Sitzung vom 25.01.2018 
 
 

Der Gemeinderat genehmigt die Niederschrift aus der Sitzung vom 25.01.2018. 
 
Abstimmungsergebnis: 10  0 

 
 
2. Beschluss über die Tagesordnung 

 
kein Beschluss 
 

 
3.  Informationen aus der Bauausschusssitzung 
 

- Bauantrag zum Dachgeschossausbau mit Gaube und Balkon auf Fl. Nr. 226/4 
Gem. Dörndorf  

 
- Bauantrag zur Überdachung des bestehenden Freisitzes auf Fl. Nr. 154/71 Gem. 

Denkendorf  
 
 

- Bauantrag zum Dachgeschossausbau mit Gaube und Terrasse auf Fl. Nr. 50/5 
Gem. Schönbrunn, Römerstraße  

 
 
4. Informationen über Beschlüsse aus nichtöffentlichen Sitzungen nach 

Wegfall der Geheimhaltung 
 
 
5. Informationen über Bauvorhaben im Freistellungsverfahren 
 
 
18. Tekturantrag zum Neubau von zwei Hallen mit Büro- u. Werkstattgebäude 

auf Fl.Nr. 1007/10 Gem. Denkendorf, Alemannenstraße; Beratung – 
Beschlussfassung (602) 

 
Herr Gröger erscheint zur Sitzung. 
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Das Vorhaben liegt im Bereich des Bebauungsplans Nr. XIV Gewerbegebiet „An 
der Römer-säule“ BA II. 
Gewerbe: 
- An u. Verkauf von Koordinatenmessgeräten 
 
Die ursprüngliche Behandlung des Bauantrags erfolgt in der Sitzung des G-
Rates am 20.10.16 mit der Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens. 
 
Die heutige Tektur umfasst nachfolgende Maßnahmen: 
- Bau von Garagen (4 Stpl.) im UG im Norden, die im EG-Bereich dann als 

weitere Stellplätze genutzt werden 
- Errichtung eines Trafogebäudes  
- Einbau einer weiteren Bühne mit Kran in Halle 2 (südliche Halle) 
- Veränderung der Belichtung/Lichtbänder in allen 4 Ansichtsflächen 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Tekturantrag in seiner vorliegenden Form das 
gemeindlichen Einvernehmen zu erteilen. 
 
Abstimmungsergebnis: 11  0 
 

 
19.  Neubau eines Rinderstalles mit Mistlege u. Güllegrube auf Fl.Nr. 141 Gem. 
 Zandt, Brunnenweg; Beratung – Beschlussfassung (602) 
 

Herr Thomas Sendtner erscheint zur Sitzung. 
 
Das Bauvorhaben liegt im Außenbereich.  
Eine gleichlautende Bauvoranfrage wurde vom Gemeinderat bereits in seiner 
Sitzung vom 21.09.17 behandelt und zugestimmt. 
Das Landratsamt hat diese dann mit Bescheid vom 22.11.2017 positiv 
verbeschieden. 
Gemäß den vorliegenden Unterlagen sind für den Offenstallt 40 GV vorgesehen. 
Weitere Angaben liegen dem Bauantrag nicht bei. 
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Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Bauantrag in seiner vorliegenden Form das 
gemeindliche Einvernehmen zu erteilen.  
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
 

 
20. Antrag auf Befreiung vom Beb. Plan Nr. XXI zum Neubau eines 

Mehrfamilienhauses mit Büro, Garagen und Stellplätzen auf Fl.Nr. 1417, 
1417/6 u. 1417/7, Gem. Denkendorf, Wassertal; Beratung – 
Beschlussfassung (602) 
 
Der Bauantrag ist am 16.08.17 bei der Gemeinde eingegangen. 
Der Gemeinderat hat das Vorhaben in der Sitzung vom 21.09.17 behandelt und 
das gemeindliche Einvernehmen erteilt. 
Auch wurde der Ausnahme von der Veränderungssperre zugestimmt 
 
Nunmehr hat der Planer in Zusammenarbeit mit dem Bauherrn einen Antrag auf 
Befreiung eingereicht. Der Antrag bezieht sich dabei auf die Regelung von 
200 m² je Grundstück für Gewerbeeinheiten. 
 
Sachvortrag der Antragsteller: 
Zum Abgabetermin war der Sachstand, dass für die Gewerbeeinheit im EG der 
Nachweis der 200 m² Grundstücksfläche nicht erbracht werden muss. Das 
Grundstück werde entsprechend aufgeteilt und für 5 WE auf ca. 1.002 m² neu 
vermessen. Die vorgenannten Punkte sind auch in der Sitzungsniederschrift vom 
21.0917 so dokumentiert. Die Vermessung wurde in der KW 3 aufgrund des 
gestellten Eilantrags mit einer Fläche von 1.004 m² ausgeführt. 
 
Laut Auskunft der Gemeinde ist der B-Plan für das betroffene Grundstück noch 
nicht rechtskräftig und soll erst in der Sitzung vom 22.02.18 mit der öffentlichen 
Auslegung ins weitere Verfahren gehen. 
 
Heute mussten der Bauherr und ich erfahren, dass nun doch auch für die 
Gewerbeeinheit der Grundstücksnachweis von 200 m² rückwirkend erbracht 
werden muss. Zum Zeitpunkt der Eingabeplanung war von dieser Festlegung nie 
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die Rede, da unser Vorhaben so abgesprochen war und wir danach geplant 
haben. Über den zusätzlichen Nachweis wurden wir nicht informiert. 
 
Wir möchten festhalten, dass die Planungseingabe vor der Beschlussfassung, 
dass nun doch 200 m² mehr nachgewiesen werden müssen, erfolgt. Dies stellt 
den Bauherrn vor erhebliche Probleme, die geforderten 200 m² mehr 
nachzuweisen. Bei einem durchschnittlichen Grundstückswert von 210,00 €/m² 
sprechen wir von Mehrkosten von ca. 42.000,00 €, der natürlich auf die Kosten 
der Wohnungen umgelegt werden muss. Des Weiteren kommt eine erneute 
Vermessung des Grundstücks hinzu, deren Höhe ca. 2.000,00 € beträgt und 
wieder Zeit in Anspruch nimmt. 
 
Wenn eine Änderung nachträglich erfolgt, kann unserer Auffassung nach diese 
doch nicht rückwirkend, sondern erst für nach der Änderung eingereichte 
Anträge gelten. 
 
Der Bauherr bestärkt noch einmal seine Absicht, sein Büro vom jetzigen Bestand 
in die neuen Räumlichkeiten umzusiedeln. Der entfallene Lagerraum im noch 
abzubrechenden Gebäude soll nach Fertigstellung in den alten Büroräumen 
untergebracht werden, wo die frostempfindlichen Materialien eingelagert werden 
können. Es ist nicht geplant in der Gewerbeeinheit eine Wohnung 
unterzubringen. 
 
Auf Grund der allgemein angespannten Auftragslage im Baugewerbe, hat der 
Bauherr im Vorgriff bereits verschiedene Aufträge vergeben, um für die 
verschiedenen Gewerke am Ende einen ausführenden Unternehmer zu 
bekommen. 
 
Wegen der angeführten Argumente ersuchen wird sie dringend, den Bauherrn 
von dieser Festsetzung zu befreien. Der Bauherr behält sich vor, die Gemeinde 
für das Entstehen der Mehrkosten zur Verantwortung zu ziehen. 
 
Stellungnahme Verwaltung: 
Das Bauvorhaben liegt im unbeplanten Innenbereich des OT Denkendorf. 
Es liegt jedoch im Bereich der Veränderungssperre für das Gebiet des neuen 
Beb. Plans Nr. XXI „Innerortsbereich Denkendorf“ (Fassung 30.11.17) 
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Bei der Einreichung der Antragsunterlagen am 16.08.17 und der Entscheidung 
im Gemeinderat am 21.09.17 war die Regelung von 200 m² auch für 
Gewerbeeinheiten noch nicht bekannt bzw. beschlossen. Dies erfolgte erst in der 
Sitzung vom 30.11.17 
Für die geplanten 5 WE und 1 GE sind damit neu gesamt 1.200 m² 
Grundstücksfläche (alt 1.000 m²) nachzuweisen. 
Die Anwendung der neuesten Regelung zum Bebauungsplanentwurf Nr. XXI 
(Stand: 30.11.17) obliegt der Baugenehmigungsbehörde und zwar unter 
Berücksichtigung des aktuellen Standes zum Zeitpunkt der Entscheidung über 
den vorliegenden Antrag. 
Abschließend ist noch zu nennen, dass auch bei einer Zustimmung der 
Gemeinde zur beantragten Befreiung hinsichtlich der Mindestgrundstücksgröße 
von 200 m² seitens des Landratsamtes keine Genehmigung erteilt wird. 
 
 
Bürgermeisterin Forster verliest dazu eine E-Mail des Antragstellers, in der 
mitgeteilt wird, dass bei entsprechender Änderung des Bebauungsplans (TOP 
23), dieser Antrag zurückgenommen werde. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den TOP 20 im Anschluss an TOP 23 zu 
behandeln. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
 
 

21. Neubau Pfarrzentrum für die Pfarrgemeinde Denkendorf mit Garage auf 
Fl.Nr.  1/1, 413/2, 1458 u. 1459/2 Gem. Denkendorf; Beratung – 
Beschlussfassung 
 
Angaben Planer: 
Der vorliegende Bauantrag beinhaltet die Planung zu einem Neubau des 
Pfarrzentrums für die Pfarrgemeinde Denkendorf. Im Zuge der Realisierung soll 
das bestehende Pfarrhaus zurückgebaut werden. 
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Das Vorhaben liegt im Geltungsbereich des einfachen Bebauungsplans Nr. 21 
„Innenbereich Denkendorf“ Es hält dessen Festsetzungen ein. Im Übrigen richtet 
sich die Zulässigkeit nach § 34 BauGB. 
 
Die Planung basiert auf einem Vorentwurf des Diözesanbauamtes Eichstätt vom 
16.07.16. Darin wurden Funktionen, Raumprogramme und die grundsätzliche 
Baukörperstellung vorgegeben und mehrfach mit den Gremien Pfarrgemeinde 
und Diözesanbauamt abgestimmt. 
 
Das Gebäude beinhaltet im EG Büroräume für die Verwaltung der 
Pfarrgemeinde, im OG Wohnungen für den Pfarrer und Bedienstete oder Gäste 
Im erdgeschossigen Anbau befindet sich ein Pfarrsaal für unter 100 Personen 
mit entsprechenden Nebenräumen. 
Der Franzosengraben soll in Zusammenarbeit mit der Gemeinde und dem 
Wasserwirtschaftsbehörden umverlegt werden. 
Eine künftige Planung zu den Außenanlagen südlich des neuen Pfarrzentrums 
und im Zusammenhang mit der Kirche soll eng mit den Planungen zur 
Städtebauförderung abgestimmt werden. 
Eine denkmalschutzrechtliche Erlaubnis für den Abbruch wurde beantragt und 
liegt auch bereits vor. 
 
Ergänzend liegt noch ein Antrag auf Abweichung von den Abstandsflächen vor, 
über die das Landratsamt zu entscheiden hat. 
Eine entsprechende Zustimmung des betroffenen Nachbarn liegt hierzu vor.  
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied hakt nach, ob die Parksituation geklärt sei. 
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied informiert, dass in der Planung die 
geforderten 12 Stellplätze nachgewiesen seien sowie eine Vereinbarung mit dem 
Altenheim zur Nutzung der Parkflächen geschlossen werde. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem vorliegenden Bauantrag zum Neubau eines 
Pfarrzentrums mit Garage in seiner vorliegenden Form sowie dem vorgelegten 
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Entwässerungsplan im Sinne der gemeindlichen EWS das gemeindliche 
Einvernehmen zu erteilen. 
Der Ausnahme von der Veränderungssperre für das Gebiet der 
Bebauungsplanänderung Nr. 21 „Innenbereich Denkendorf“ wird ebenfalls 
zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis: 11  0 
 
Herr Thomas Sendtner nahm wegen persönlicher Beteiligung nicht an der 
Abstimmung teil. 
 
 

22.  Autobahndirektion Nordbayern, Sanierung der Brücken im 
Gemeindebereich - Information der Autobahndirektion; Beratung – 
Beschlussfassung (620) 
 
Herr Bindnagel von der Autobahndirektion Nordbayern informiert über die 
vorgesehenen Bauwerksertüchtigungen an der BAB 9. Im Gemeindebereich 
werden voraussichtlich im Zeitraum 2020/21 fünf Bauwerke erneuert. Die 
aktuellen Maßnahmen zum Lärmschutz werden in diesem bzw. nächsten Jahr 
abgeschlossen. 
 
Der Ursprung der Fahrbahnen liegt in den 30er Jahren und ist insb. nicht für den 
LKW-Verkehr ausgelegt. Nach statischen Berechnungen wurde festgestellt, dass 
die Fahrbahn erneuerungsbedürftig ist. Die Bauwerke in der Gemeinde seien 
allerdings nicht einsturzgefährdet.  
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied fragt nach, ob nicht der Standstreifen temporär 
freigegeben werden könnte. 
 
Herr Bindnagel erläutert, dass der Standstreifen ebenso stark und befahrbar sei 
wie der Rest der Fahrbahn, aber nicht als weiterer Ausbau vorgesehen sei. 
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Das nördlichste Bauwerk ist die Überführung der Kreisstraße EI 22. Der 
Landkreis hat bereits mitgeteilt, dass kein Interesse an einer Beteiligung beim 
Ausbau besteht. 
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied möchte wissen, ob bei der aktuellen Planung ein Geh- 
oder Radweg möglich sei. 
 
Herr Bindnagel informiert, dass dies bei der vorgesehenen Planung nicht der Fall 
sei, der Landkreis könne sich allerdings noch äußern. Für einen Geh- und 
Radweg seien weitere 2-2,5m Breite erforderlich, da dann außerdem ein 
Grünstreifen notwendig sei. Die Kosten würden gemäß den Fahrbahnbreiten 
geteilt, wobei bei einem Radweg ca. 20 % der Gesamtkosten anfielen. Eine 
Maßnahme sei grundsätzlich förderfähig, in Mittelfranken lägen die Quoten 
zwischen 60 und 70 %. 
 
Bürgermeisterin Forster meint, dass die Förderungen in Oberbayern wohl 
geringer lägen, aber die Möglichkeit grundsätzlich bestehe. Evtl. könnten Gelder 
über die Dorferneuerung fließen. 
 
 
Bei der Autobahnbrücke in Gelbelsee soll die Breite mehr als verdoppelt werden. 
Die erlaubte Höhe liegt bei ca. 3,90 m, was für den landwirtschaftlichen Verkehr 
ggf. grenzwertig ist. Kosten für ein solches Bauwerk liegen etwa bei 3,5-3,8 
Mio. €.  
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied fragt nach, ob die Verschiebung eines Bauwerks nach 
links oder rechts möglich wäre. 
 
Herr Bindnagel teilt mit, dass dies durchaus möglich sei, die Autobahndirektion 
mache hier keine Vorgaben. Die entsprechenden Mitteilungen über gewünschte 
Änderungen sollte möglichst bald erfolgen, ca. in den nächsten 2-3 Monaten. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied betont, dass erst Kostenschätzungen vorgelegt 
werden müssten, um entscheiden zu können. Bei jeder gewünschten 
Veränderung trage die Gemeinde die Kosten. 
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Herr Bindnagel rät hier zur Vorsicht, da die Aufregung später sehr groß sei, wenn 
die Kosten zu niedrig geschätzt wurden. Dieses Risiko liege bei jedem Bau vor. 
In den letzten drei bis vier Jahren seien die Kosten insb. für Brücken um ca. 
20 % gestiegen, die Erhöhung sei auch entsprechend eingeplant, daher lägen 
die Kosten bereits am oberen Ende. 
 
Bürgermeisterin Forster stellt fest, dass jetzt eine Abwägung erforderlich sei, da 
diese Entscheidung dann für die nächsten 50 Jahre fixiert sei. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, dass jede Überführung vor Ort angeschaut und 
mit den örtlichen Planungen in Einklang gebracht werden sollte. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied hakt nach, ob ein Fußweg bei der aktuellen Breite 
machbar wäre, dann ohne Beachtung von Sicherheitsvorschriften. 
 
Herr Bindnagel erklärt, dass dies möglich sei, aber dann als Engstelle zu 
kennzeichnen wäre. 
 
Zur roten Brücke meint Bürgermeisterin Forster, dass die Höhe kein Problem sei, 
da der Weg nicht für den motorisierten Verkehr freigegeben sei. 
 
Hinsichtlich der Beleuchtung informiert Herr Bindnagel, dass der Bestand wieder 
hergestellt werde. 
 
 
Das staatliche Bauamt hat zur Brücke an der Anschlussstelle noch keine 
Aussage zurückgemeldet.  
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied findet, die Gemeinde sollte hier einen Radweg fordern 
bzw. den Wunsch besprechen. 
 
Bürgermeisterin Forster verweist auf die Kosten, die dann bei der Gemeinde 
aufschlagen, und empfiehlt, das Ganze als Anregung ans staatliche Bauamt zu 
stellen. 
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Auf Nachfrage teilt Herr Bindnagel mit, dass auch die Verlegung von Leerrohren 
für Glasfaser oder Kanal unproblematisch sei und wohl auch ohne zusätzliche 
Kosten für die Gemeinde. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied fragt nach, ob der bestehende Gehweg ebenfalls 
bestandsgeschützt sei. 
 
Herr Bindnagel weist darauf hin, dass der Weg nicht richtlinienkonform errichtet 
sei, voraussichtlich werde das staatliche Bauamt diesen aber erhalten. 
 
Auch bei der Überführung der EI 19 wird sich der Landkreis nicht einbringen, so 
dass auch hier ggf. Mittel aus der Städtebauförderung abgefragt werden sollten, 
so Bürgermeisterin Forster. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied betont erneut, dass ohne Kostenschätzungen keine 
Abstimmung erfolge. 
 
Herr Bindnagel weist darauf hin, dass es entscheidend für die Berechnung sei, 
ob auch ein Radweg eingeplant werde. Der Unterschied zwischen der 
Verbreiterung für nur einen Gehweg (1,50 m) und einem Geh- und Radweg 
(2,50 m) spiele dagegen nur eine kleine Rolle. 
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied meint, die Fußgänger haben Priorität.  
 
Zur Frage nach dem Maßnahmenbeginn schätzt Herr Bindnagel, dass im 
Sommer diesen Jahres erste Planunterlagen vorgelegt werden könnten. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied weist nachdrücklich darauf hin, dass die Ertüchtigung 
dieser Brücke hinsichtlich der Möglichkeit einer Umgehungsstraße zu prüfen sei.  
 
 

23.  Änderung des Bebauungsplans Nr. 21; „Innenortsbereich Denkendorf“ 
a) Umbenennung in „Einfacher Bebauungsplan zur Steuerung des Maßes 

der Nutzung bei der Bebauung im unbeplanten Innerortsbereich; 
verdichtete Bebauung“; Beratung – Beschlussfassung  

 
Herr Thomas Sendtner verlässt die Sitzung. 
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Ein Gemeinderatsmitglied teilt mit, dass die Konsequenz der Umbenennung 
nicht klar sei. 
 
Bürgermeisterin Forster erläutert, dass der Begriff „Innenbereich“ von der 
Genehmigungsbehörde dahingehend interpretiert wurde, dass der übrige 
Bereich demnach den Außenbereich darstelle. 
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied findet den gesamten Bebauungsplan unnötig. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt die Umbenennung des Bebauungsplans Nr. 21 
„Innenortsbereich Denkendorf“ in „Einfacher Bebauungsplan zur Steuerung des 
Maßes der Nutzung bei der Bebauung im unbeplanten Innerortsbereich; 
verdichtete Bebauung“.  
 
Abstimmungsergebnis: 11  0 
 
 
b) Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen im Rahmen der 

Öffentlichkeitsbeteiligung und im Rahmen der Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange und sonstiger Behörden (§ 3 Abs 2 und § 4 Abs. 2 
BauGB); Beratung – Beschlussfassung  

 
Herr Thomas Sendtner erscheint zur Sitzung.  
 
Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 30.11.2017 die öffentliche Auslegung 
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB beschlossen. 
Die Auslegung fand hierzu in der Zeit vom 29.12.17 bis 31.01.18 statt. 
Hierbei sind folgende Stellungnahmen eingegangen: 
 
A) Träger öffentlicher Belange - Stellungnahmen mit Einwänden 
1. Bayerisches Landesamt für Umwelt – Stellungnahme vom 12.12.2017 
Von dem vom LfU zu vertretenden Fachbelangen (z. B. Rohstoffgeologie, 
Geotopschutz, Geogefahren, vorsorgenden Bodenschutz) werden weiterhin die 
Geogefahren berührt. 
Im Planungsgebiet sind keine konkreten Georisiken bekannt. Der Untergrund der 
Südlichen Frankenalb besteht allerdings aus verkarsteten Karbonatgesteinen 
des Malms, die von unterschiedlich mächtigen Deckschichten überlagert werden. 
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Die Verkarstung des Untergrunds führte zur Entstehung zahlreicher Dolinen. Mit 
der Entstehung weiterer Dolinen und Erdfälle, v. a. durch das Nachsacken von 
Deckschichten in unterlagernde Hohlräume ist zu rechnen. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme mit den Hinweisen sowie dass keine konkreten Georisiken 
bekannt sind wird zur Kenntnis genommen.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. Eine 
Änderung des Bebauungsplans ist damit nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
 
 
2. Wasserwirtschaftsamt Ingolstadt – Stellungnahme vom 13.12.2017 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Einwendungen gegen die 
Änderung des Bebauungsplans Nr. 21. 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme, dass keine Einwendungen bestehen positiv zur Kenntnis zu 
nehmen.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. Eine 
Änderung des Bebauungsplans ist damit nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
 
 
3. Regierung von Oberbayern – Stellungnahme vom 18.12.2017 
Die Regierung von Oberbayern als höhere Landesplanungsbehörde gab zu o. g. 
Vorhaben zuletzt mit Schreiben vom 24.04.17 eine Stellungnahme ab. 
Ergebnis der letzten Stellungnahme: 
Darin stellten wir fest, dass die Planung den Erfordernissen der Raumordnung 
nicht entgegensteht. 
Bewertung der aktuellen Planfassung: 
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In der aktuellen Planfassung vom 07.12.2017 wird das Gebiet nur noch in zwei 
statt bisher in 4 Quartiere aufgeteilt. Zudem wird auf Festsetzungen zur Art der 
baulichen Nutzung verzichtet. 
Ergebnis: 
Die Planung stehen weiterhin keine Erfordernisse der Raumordnung entgegen. 
 
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme, dass weiterhin keine Erfordernisse der Raumordnung 
entgegenstehen, ist positiv zur Kenntnis zu nehmen.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. Eine 
Änderung des Bebauungsplans ist damit nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
 
 
4. Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Ingolstadt - Stellungnahme 
vom 13.12.2017 
Zur o. g. Änderung des Bebauungsplans Nr. 21 „Innenbereich Denkendorf“ 
nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Aus land- und forstwirtschaftlicher Sicht bestehen unter Bezugnahme auf unsere 
Stellungnahme vom 08.05.17 (Az.: L 2.2-Sch/Som-4622-2017) keine Einwände.  
 
Abwägung: 
Die Stellungnahme, dass weiterhin keine Einwände bestehen, ist positiv zur 
Kenntnis zu nehmen.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. Eine 
Änderung des Bebauungsplans ist damit nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
 
 
5. Autobahndirektion Nordbayern, Dienststelle Fürth - Stellungnahme vom 
18.12.2017 
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Die Autobahndirektion Nordbayern – Dienststelle Fürth – nimmt zu o.g. 
Maßnahme wie folgt Stellung: 
 
1. Oberflächen- u. sonstiges Abwasser darf nicht der Entwässerung der BAB A 9 
zugeführt werden. 
2. Gegenüber dem Straßenbaulastträger können keine Ansprüche aus Lärm- 
und anderen Emissionen geltend gemacht werden. 
3. Werbeanlagen, die von der Bundesautobahn und deren Rampen einsehbar 
sind, sind nicht zulässig bzw. bedürfen einer gesonderten Genehmigung 
 
Abwägung: 
Die geforderten Maßnahmen sind bekannt und werden voll umfänglich beachtet 
und entsprechend berücksichtigt.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. Eine 
Änderung des Bebauungsplans ist damit nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
 
 
6. Handwerkskammer für München u. Oberbayern - Stellungnahme vom 
10.01.2018 
Die Handwerkskammer für München und Oberbayern bedankt sich für erneute 
Möglichkeit zur Stellungnahme zu o.a. Bebauungsplanänderungsverfahren. 
 
Es ist außerordentlich zu bedauern, dass die Gemeinde Denkendorf in der 
Überarbeitung des Planungsentwurfs von ihrer (bisherigen) Zielstellung 
abweicht, sich für den Erhalt und die Sicherung kleinerer Gewerbe- und 
Dienstleistungsbetriebe im Gemeindegebiet des Hauptortes Denkendorf 
einzusetzen. 
Konkret äußert sich das in der Entscheidung, die mit der Aufhebung des 
Bebauungsplans Nr. 20 wegfallende Festsetzung als Mischgebiet durch den 
Verzicht auf die weitere Definition der Art der baulichen Nutzung sowohl für 
Bauquartier 1 als auch 2 im Rahmen des neu aufzustellenden Einfachen 
Bebauungsplans nach § 30 Abs. 3 BauGB nichtmehr zu erneuern, sondern 
durch eine Beurteilung nach § 34 BauGB zu ersetzten. Der ursprünglichen 
Zielsetzung zur Bewahrung des dörflichen Ortskerns wird damit deutlich mittel- 
bis langfristig eine Absage erteilt und führt aus unserer Sicht zu einer 
Entwicklung zu einem reinen Wohnstandort („mit reinem Schlafaufenthalt“!), die 
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wir u. a. vor dem Hintergrund des demographischen Wandels, dem Gebot einer 
„Stadt der kurzen Wege“ äußerst kritisch sehen. 
Im Kapitel E wird angeführt, dass die Festsetzung für GRZ und GFZ lediglich für 
die Wohnbebauung zu gelten haben- hier stellt sich die Frage, was das für die 
restlichen, im Gebiet vorhandenen Nutzungen bedeutet, schließlich besteht 
Quartier 2 nur, „überwiegend“, jedoch nicht ausschließlich aus Wohnbebauung.  
Die in Kapitel D der Begründung in dem Entwurf des frühzeitigen 
Beteiligungsverfahrens sorgfältig aufgelisteten zahlreich vorhandenen 
gewerblichen und landwirtschaftlichen Nutzungen wurden jedoch aus der 
Begründung gestrichen. 
 
Der neue Fokus der Planung wird unseres Erachtens nach vor dem o.g. 
geschilderten Hintergrund nicht dem Anspruch gerecht, die bestehende, 
lebendige Mischung, die den Hauptort Denkendorf prägt, zu sichern und zu 
erhalten. 
Daher sei ganz explizit noch einmal auf unsere Ausführungen zu den Belangen 
der im mit dem Quartier 1 und 2 überplanten Geltungsbereich bestehenden 
Handwerks- u. Gewerbebetriebe und deren Belange verwiesen. Diese werden 
grundsätzlich aufrechterhalten und haben auch und gerade für das vorliegende 
Beteiligungsverfahren als noch einmal angeführt zu gelten. 
 
Abwägung: 
Die Handwerkskammer bedauert den Wegfall der Art der baulichen Nutzung, die 
nach deren Meinung für den Erhalt der kleineren Gewerbe- und 
Dienstleistungsbetriebe maßgebend ist. Der Wegfall der Art der baulichen 
Nutzung als MD bzw. MI war Bestandteil der letzten Änderung, da gerade 
dadurch der Bestand einzelner Betriebe zu stark eingeschränkt wird. Dies wurde 
auch ergänzend durch die Stellungnahmen der einzelnen Betriebsinhaber so 
gefordert. 
Eine weitere Entwicklung des dörflichen Ortskerns ist, entgegen der Meinung der 
HWK, auch bei der Beurteilung und Zulässigkeit von Vorhaben nach § 34 
BauGB noch möglich. Die befürchtete Entwicklung zu einem reinen Wohn-
standort („mit reinem Schlafaufenthalt“) wird damit ebenfalls entgegengewirkt 
bzw. auch damit nicht zu erwarten.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. Eine 
erneute Aufnahme der Art der baulichen Nutzung soll nicht mehr erfolgen. Eine 
Änderung des Bebauungsplans ist damit nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
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6. Landratsamt Eichstätt – Bauverwaltung Bezirk Nord – Stellungnahme vom 
13.12.2017 
Im Rahmen der Prüfung der vorgelegten Unterlagen wurde folgendes 
festgestellt: 
Die Abwägungsbeschlüsse und Forderungen wurden in der nun vorgelegten 
Fassung des Bebauungsplans teilweise nicht umgesetzt. 
Vor allem wurde weder eine maßstäbliche Planzeichnung im Maßstab 1:1000 mit 
Nordausrichtung und detailgenauen Abgrenzungslinien des Geltungsbereichs 
und der Quartierbereiche vorgelegt, noch ein Umweltbericht beigefügt. 
Weiterhin wird festgesetzt, dass im Bebauungsplangebiet nur Einzel-, 
Doppel(häuser) und Wohnhausgruppen in offener Bauweise zulässig sind. 
Gem. dem Abwägungsbeschluss sollte diese Festsetzung bereits auf 
landwirtschaftliche Zweckgebäude erweitert werden. In der vorgelegten Fassung 
ist dies nicht der Fall. 
Weiterhin sind demnach aber keine gewerblichen Vorhaben oder für sonstige 
Zwecke (z. B. soziale, gesundheitliche, kirchliche, kulturelle, sportliche Zwecke 
etc.) möglich. 
Die vorgelegten Unterlagen zum Bebauungsplan sind daher nicht abschließend 
prüfbar. 
Anbei reichen wir Ihnen die Unterlagen zur Berichtigung und Vervollständigung 
zurück. 
Die Unterlagen wurden deshalb auch nicht an die Fachabteilungen im 
Landratsamt zur Prüfung weitergeleitet. Erst nach Ergänzung der Unterlagen 
kann daher das Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB erfolgen. 
Auch für die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB wäre die 
Berichtigung der Unterlagen erforderlich. 
Bezüglich der Vorgaben für die Grundflächenzahl verweisen wir daneben auch 
auf unsere Stellungnahme zum Innerortsbebauungsplan für die Ortsteile vom 
15.11.2017. 
Aufgrund der oben dargelegten Problempunkte wird nochmals ein gemeinsamer 
Besprechungstermin empfohlen. 
In der Niederschrift der Gemeinderatssitzung vom 30.11.2017 wurde daneben 
angeben, dass ein gemeinsamer Besprechungstermin wegen terminlicher 
Schwierigkeiten von Seiten des Landratsamtes Eichstätt bisher entfallen ist. 
Hierzu möchten wir folgendes klarstellen: 
Die Einladung zu einem gemeinsamen Termin erfolgt mit Schreiben vom 
08.06.17 für den 06.07.17. 
Eingegangen ist das Schreiben aber erst am 27.06.17 (!!!!) im Landratsamt. 
Wegen Terminüberschneidungen wurde am nächsten Tag sofort der Gemeinde 
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telefonisch Bescheid gegeben, dass der Termin leider nicht wahrgenommen 
werden kann. Es wurde aber auch dargelegt, dass wir gerne bereit sind, an 
einem anderen Termin die gemeinsame Besprechung durchzuführen. 
Der gemeinsame Besprechungstermin wurde sodann am 02.08.2017 
durchgeführt und die Problempunkte des Innenbereichsbebauungsplans erörtert. 
Die Angaben in der Niederschrift sind daher nicht nachvollziehbar. 
 
Abwägung: 
Bei der genannten fehlenden Umsetzung von Beschlüssen handelt es sich um 
kleinere Textanpassungen bzw. Ergänzungen u. a. in der Begründung. 
Der Forderung nach einer maßstäblichen Planzeichnung wurde bereits 
nachgekommen. Dieser wurde im gemeindeeigenen Bauamt, hier seitens der 
Bautechnik, erstellt. Die Vorlage erfolgt dabei im Maßstab 1: 2500  
Hinsichtlich der fehlenden Zulässigkeit von landw. Gebäuden bzw. Gebäuden für 
soziale, gesundheitliche, kirchliche, kulturelle, sportliche Zwecke etc. wird der 
Beb. Plan entsprechen geändert.  
Der Beb. Plan soll zukünftig als - Einfacher Bebauungsplan zur Steuerung des 
Maßes der Nutzung bei der Bebauung im unbeplanten Innenbereich „Verdichtete 
Bebauung Denkendorf“ - fortgeführt werden. Alle weiteren Vorhaben, die nicht 
von der Regelung umfasst werden, werden dann ergänzend mit gesonderter 
Festsetzung nach § 34 BauGB als zulässig erachtet. 
Zur Stellungnahme hinsichtlich der GRZ war hierzu in einem gemeinsamen 
Besprechungstermin letztmals am 18.01.18 genannt worden, die Festsetzung 
gänzlich herauszunehmen, sodass damit die Vorgaben der BauNVO zum Tragen 
kommen.  
Hierzu sollte dann aber nach Meinung der Bauverwaltung der Gemeinde, auch 
eine Überschreitung gem. § 19 Abs. 3 BauNVO mit aufgenommen werden.  
 
Diese Regelung ist im neuen Beb. Planentwurf bereits enthalten, bedarf aber 
dabei noch der Zustimmung des Gremiums.  
Da seitens der anderen Fachabteilungen im Landratsamt keine Stellungnahmen 
abgegeben werden konnten, ist eine Abwägung erst nach erneuter Beteiligung 
möglich.  
 
 
Bürgermeisterin Forster führt dazu aus, dass die Darstellung des langen 
Postwegs unglaubwürdig sei. Der Termin am 02.08.2017 sei im Übrigen wegen 
eines anderen Vorhabens vereinbart worden und der zuständige Sachbearbeiter 
von der Gemeinde Denkendorf sei nicht zugegen gewesen. 
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Ein Gemeinderatsmitglied fragt sich, was die Gemeinde überhaupt 
richtiggemacht habe, da der Stand offenbar wieder bei Null liege. Die 
Gemeindebürger seien verärgert, da vom Landratsamt keine Pläne mehr 
genehmigt würden. Die bisherigen Festsetzungen sollten weiter herangezogen 
werden. 
 
Bürgermeisterin Forster informiert, dass beim Termin am 18.01. die Satzung 
besprochen worden sei und laut Landratsamt so genehmigt werden könne. Im 
Übrigen liege der Verfahrensstand bereits bei der zweiten Auslegung und die 
Satzung solle nun auf die Reise gebracht werden. 
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied spricht sich für den neuen Bebauungsplan 
aus. Dass die Bürger bei ihren Bauvorhaben gehindert seien, sei ärgerlich, liege 
aber nicht an fehlenden Genehmigungen seitens der Gemeinde. Der 
Verfahrensstand liege aktuell bei zwei Dritteln. Unterschätzt wurde die 
Gemengenlage zwischen Landratsamt und dem von der Gemeinde beauftragten 
Sachbearbeiter; jetzt sollte das Verfahren aber möglichst schnell zu Ende 
gebracht werden.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, es sei einfacher das Verfahren rückgängig zu 
machen, dann würden die Bauanträge bearbeitet.  
 
Darauf antwortet das andere Gemeinderatsmitglied, dass die Anträge genauso 
bearbeitet würden, wenn das Verfahren weiterlaufe. Die Entscheidungen seien 
unabhängig, da alle Befreiungen erteilt wurden. Manche Anträge würden wegen 
anderweitiger Probleme nicht genehmigt. 
 
Weitermachen sei in Ordnung, wenn die Anträge dann bearbeitet würden, so das 
vorige Gemeinderatsmitglied. Das Landratsamt arbeite allerdings gegen die 
Gemeinde. 
 
Herr Landes ergänzt hierzu, dass beim Termin ca. 10 Anträge besprochen 
wurden, wovon 9 sofort genehmigungsfähig wären und 1 evtl. andere Probleme 
aufweise. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied führt dazu aus, dass auch viele Anträge nach Eichstätt 
gegeben wurden, die bereits umgesetzt wurden. Wegen der gegebenen 
Situation sollte ggf. die nächste Ebene kontaktiert werden.  
Mit der Änderung des Bebauungsplans seien erhebliche Änderungen 
vorgesehen, für die entsprechend Zeit zur Entscheidung benötigt werde. 
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Ein anderes Gemeinderatsmitglied erinnert, dass der Bebauungsplan 
ursprünglich über die Ortsteile auf den Weg gebracht wurde. Ziel sei, nur das 
Maß zu steuern; zuerst seien allerdings zu viele Inhalte festgelegt worden, die 
nun wieder reduziert wurden. Im alten Bebauungsplan habe es zu viele 
„Gängel“-Festsetzungen für die Bauwilligen gegeben. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, es wurde immer sinnvoll gebaut. Die jetzige 
riesige Änderung sei unverständlich.  
 
Bürgermeisterin Forster informiert, dass der Bebauungsplan aus den 90er-
Jahren sei und sich die Zeit geändert habe. Die Ortsteil-Strukturen sollten 
erhalten werden, für Denkendorf sei eine Verdichtung vorstellbar. Die Gemeinde 
solle zukunftsfähig bleiben. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, die Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen. Die 
Textänderungen in der Begründung sind durchzuführen. Eine Aufnahme weiterer 
Regelungen erfolgt in einem gesonderten Beschluss.   
 
Abstimmungsergebnis: 11  1 
 
 
B) Öffentlichkeit  
1. Markus Meier, Ringstr. 9a, 85095 Denkendorf - Stellungnahme vom 03.01.18 
Gegen den am 07.12.17 bekannt gegebenen Bebauungsplan Nr. 21 
„Innenbereich Denkendorf“ legen wir Widerspruch ein und möchten folgenden 
Einwand vorbringen. 
Unserer Bauvoranfrage vom 07.11.2017 zu unserem Bauvorhaben, Neubau 
eines Einfamilienhaueses mit Doppelgarage auf Flurnummer 1440, haben sie in 
der Sitzung vom 30.11.17 zugestimmt und bereits Ihr Einvernehmen erteilt. 
Jedoch durch die geplanten Änderungen des Bebauungsplans ergibt sich, dass 
sich der Standort unseres geplanten Bauvorhabens nicht mehr im bau-
planungsrechtlichen Bereich befindet. Somit würde unser Bauvorhaben im 
bauplanungsrechtlichen Außenbereich liegen und wird vom Landratsamt 
Eichstätt nicht genehmigt, wie es uns von diesem bereits schriftlich mitgeteilt 
wurde. 
Wir legen daher Widerspruch gegen die neuesten Änderungen des 
Bebauungsplans Nr. 21 ein und fordern eine erneute Änderung der 
Bebauungsgrenze, der den Standort unseres Bauvorhabens in den 
bebauungsrechtlichen Bereich miteinschließt. 
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Abwägung: 
Die genannte Bauvoranfrage wurde vom Bauausschuss in seiner Sitzung am 
30.11.17 behandelt. Im Zuge der Beratung wurde dabei genannt, dass das gepl. 
Vorhaben u. U. im Außenbereich und auch außerhalb des noch festzusetzenden 
Bereichs des Beb. Plans XXXI sowie der zukünftigen Sanierungs-satzung zu 
liegen kommt. 
Abschließend wurde dann dem Vorhaben nach der Beratung das gemeindliche 
Einvernehmen erteilt. Auch wurde der Ausnahme von der Veränderungssperre 
zugestimmt. 
Der Gemeinderat hat im Anschluss danach in seiner Sitzung die überplante 
Grundstücksteilfläche aus dem Geltungsbereich des Beb. Plans XXI 
herausgenommen. 
 
Hinsichtlich der überplanten Teilfläche für den Wohnhausbau war seitens der 
Verwaltung zum vorliegenden Einwand festzustellen, dass diese im Umgriff der 
Veränderungssperre zur Sicherung der Beb. Planänderung Nr. XXI“ enthalten ist. 
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, das Grundstück könne mitaufgenommen 
werden, da dadurch kein Baurecht geschaffen würde. In der Planung würden 
nicht Innen- und Außenbereich geregelt. 
 
Herr Landes hält fest, dass sich das Landratsamt auf den Plan beziehe. 
 
Das Gemeinderatsmitglied führt aus, dass die Festsetzungen zählen und die 
Entscheidung, ob § 34 oder §35 BauGB anzuwenden sei, damit nicht verknüpft 
sei. Dafür sei eine Einbeziehungssatzung oder ein qualifizierter Bebauungsplan 
erforderlich. Dem Bauherrn werde dadurch weder geholfen noch werde er 
benachteiligt. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den vorliegenden Einwand voll umfänglich zur 
berücksichtigen. Die durch den geplanten Wohnhausbau überplante Teilfläche 
der Fl.Nr. 1440 Gem. Denkendorf, ist in den Bebauungsplan Nr. XXI 
mitaufzunehmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
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2. Stephan Meier, Ringstr. 11, 85095 Denkendorf – Stellungnahme vom 
03.01.2018 
Mit Verwunderung habe ich festgestellt, dass mein Grundstück Fl.Nr. 1440/3 
Gem. Denkendorf gem. dem o. g. Bebauungsplan nun nicht mehr dem Innen-
bereich, sondern dem Außenbereich zugeordnet wird. 
Damit ist die von mir doch in naher Zukunft geplante Bebauung (Wohnhaus mit 
Doppelgarage) nicht mehr möglich. 
Ich beantrage daher die Einstufung meines Grundstücks Fl.Nr. 1440/3 Gem. 
Denkendorf in den Außenbereich aufzuheben und wieder dem Innenbereich des 
Ortsteils Denkendorf zuzuordnen. 
Begründung: 
Mein Grundstück Fl.Nr. 1440/3 ist dem Innenbereich zuzuordnen, da dieses vor 
und auch nach der Bebauung der nördlichen Teilfläche 1997 durch meine 
Schwester, Frau Manuela Pfaller, ebenso noch voll erschlossen ist. 
Die Baugenehmigung für die Teilfläche meiner Schwester wurde mit Bescheid 
vom 25.09.97 unter dem Aktenzeichen 42-BV-Nr. 710/97 erteilt. Nach einer 
Teilung des Gesamtgrundstücks erhielt die nördliche bebaute Teilfläche die 
Fl.Nr. 1440/5 und meine südlich angrenzende Teilfläche die Fl.Nr. 1440/3. 
Ergänzend zur Bebauung wurde damals und dies in Absprache mit dem 
Landratsamt als Baugenehmigungsbehörde, das Bauvorhaben meiner 
Schwester von der ursprüngliche geplanten Grenzbebauung an der Ostgrenze 
um 4 m nach Westen versetzt. Es sollte damit die baurechtliche Voraussetzung 
für die beantragte Bebauung und auch für mein Grundstück als Hinterlieger, eine 
Zufahrt im Innenbereich und die Möglichkeit einer Bebauung geschaffen bzw. 
ermöglicht werden. 
Auch wurde bei der abgesprochenen Tektur gleichzeitig eine Bauvoranfrage für 
mein Grundstück 1440/3 eingereicht, die aber nie verbeschieden, sondern mit 
der Baugenehmigung für meine Schwester ohne Entscheidung bzw. Hinweis 
damals einfach zurückgesandt wurde. 
Ebenso wurde mein Grundstück 1997 und dies in Absprache mit dem damaligen 
1. Bürgermeister Bienek und meinem Vater, Herrn Karl Meier, bereits an den 
Kanal sowie an die Wasserversorgung angeschlossen. 
Die entsprechenden Ver- und Entsorgungsleitungen wurden hierzu über das 
angrenzende Grundstück Fl.Nr. 1440/2 meines Vaters geführt. Ebenso sind 
bereits 2 Leerrohre für Strom um weitere Leitungen eingebracht. Entsprechende 
Fotos der Baumaßnahmen für die Erschließungsleitungsführung liegen bei. 
Die gesamten Kosten für die Herstellung der Leitungen wurden allein von 
privater Seite, hier von meinem Vater getragen.   
Die Leitungen sind grundbuchrechtlich mit entsprechenden Leitungsrechten 
gesichert. 
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Mein Grundstück ist damit vollumfänglich mit Zufahrt und Erschließungsleitungen 
als voll erschlossen anzusehen. 
Ich beantrage daher abschließend nochmals die Einstufung meines Grundstücks 
Fl.Nr. 1440/3 Gem. Denkendorf in den Außenbereich aufzuheben und wieder 
dem Innenbereich des Ortsteils Denkendorf zuzuordnen. 
 
Abwägung: 
Das Grundstück Fl.Nr. 1440/3 ist, wie durch Herrn Meier genannt, außerhalb des 
Plangebiets zum Beb. Plan Nr. XXXI. 
Die Erschließung als Zufahrt erfolgt im Bereich zwischen zwei bebauten 
Grundstücken. 
Die Angaben hinsichtlich der Bebauung durch die Schwester von Herrn Meier 
sowie die weiteren Angaben zur Baugenehmigung sind vollumfänglich richtig. 
Hinsichtlich der Herstellung der Erschließungsanlagen wurde umfangreiche 
Anlagen als Fotos vorgelegt.  
Zur ergänzenden Einreichung der Bauvoranfrage sind keine Unterlagen 
vorhanden.  
 
Zum Beb. Plan XXI ist festzustellen, dass das Grundstück wie bereits genannt, 
außerhalb des Gebietes liegt und damit auch ergänzend außerhalb des Gebiets 
zur Sanierungssatzung. 
Weiter war seitens der Verwaltung zum vorliegenden Einwand noch 
festzustellen, dass dieses nicht im Umgriff der Veränderungssperre zur 
Sicherung der Beb. Planänderung Nr. XXI“ enthalten ist. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den vorliegenden Einwand aufgrund der 
vorgebrachten Einwände voll umfänglich zu berücksichtigen/nicht zu 
berücksichtigen.  
Das Grundstück Fl.Nr. 1440/3 Gem. Denkendorf ist in den Bebauungsplan Nr. 
XXI mitaufzunehmen. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
 
 
3. Architekturbüro Claus Mayer, Münchener Str. 43, 85051 Ingolstadt und 
Thomas Wittmann, Wassertal 6, 85095 Denkendorf – Stellungnahme vom 
23.01.2018 und Antrag auf Befreiung vom Beb. Plan XXI hinsichtlich der 
Grundstücksforderung 200 m² auch für eine Gewerbeeinheit  
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Dieser Antrag wird vom Gemeinderat in der gleichen Sitzung schon behandelt. 
Hierzu wird ergänzend auf den erfolgten Sachvortrag unter TOP 20 verwiesen. 
Seitens der Verwaltung wird festgestellt, dass auch nach einer Zustimmung der 
Gemeinde keine Genehmigung seitens des Landratsamtes zu erwarten ist.  
Die Forderung und den Nachweis von 200 m² Grundstücksfläche je Gewerbe-
einheit hat der Gemeinderat erst jüngst in seiner Sitzung vom 30.11.17 
beschlossen.  
Man hat dabei der Forderung aus dem Gremium Rechnung getragen, dass aus 
gepl. „Gewerbeeinheiten“ im Nachgang keine Wohneinheiten entstehen können, 
ohne dass entsprechende Grundstücksflächen nachgewiesen sind. 
 
Im Gemeinderat einigt man sich ohne Beschluss darauf, diese Einwendung nach 
der Beratung über die Festsetzungen des Bebauungsplans zu behandeln. 
 
 
-  -  - 
 

 
 
Zu den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans erklärt Herr Landes, dass 
im Quartier 1 auch eine GRZ von 0,6 möglich sei, was eine sehr starke 
Verdichtung bedeuten würde, diese Festsetzung aber auch komplett 
weggelassen werden könne. Dadurch könne das Landratsamt selbst bewerten. 
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Ein Gemeinderatsmitglied wünscht sich eine Sonderregelung für gewerbliche 
Bauten. 0,6 sei nicht das richtige Maß, da ein gewerbliches Gebäude anders als 
ein Wohngebäude zu beurteilen sei. 
 
Herr Landes führt dazu aus, dass im Bebauungsplan nur Festsetzungen für 
Wohngebäude geregelt werden, alle übrigen Vorhaben seien nach §§34 und 35 
BauGB zu entscheiden.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied hinterfragt, ob dies geregelt werden sollte. Wenn 
nicht, richten sich die Entscheidungen nach der umliegenden Bebauung, dann 
sei aber keine Verdichtung möglich.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied stellt fest, dass die Frage sei, ob die 
Entscheidungen beim Landratsamt liegen oder von der Gemeinde geregelt 
werden sollten. 
 
Bürgermeisterin Forster weist darauf hin, dass mit den Festsetzungen große 
Gebäude möglich seien unter der Prämisse, dass entsprechend Tiefgaragen 
eingeplant werden, da das Parken einen großen Störfaktor in der Gemeinde 
darstelle. Es seien schon Bauten mit drei Vollgeschossen vorhanden. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied stellt heraus, dass der Fokus des Bebauungsplans auf 
den Wohngebäuden liege. Offenbar gebe es eine unterschiedliche Sichtweise zu 
der des Landratsamts, welches wohl der Auffassung sei, dass nichts erlaubt sei, 
was nicht geregelt sei.  
 
Herr Landes teilt mit, dass deshalb entsprechende Änderungen eingefügt 
werden, damit sei das Problem laut Landratsamt erledigt. Ziel sei, nur die 
Wohnbebauung zu regeln. 
 
Bürgermeisterin Forster meint, dass ein komplettes Gewerbegebäude 
unwahrscheinlich sei. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied warnt hier; es gehe um die Anlieger. 
 
Ein weiteres Gemeinderatsmitglied kann ebenso nicht ausschließen, dass ein 
reines Gewerbegebäude entsteht, z. B. ein Ärztehaus. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied fragt nach, ob eine Tiefgarage zwingend 
vorgeschrieben sei, auch wenn entsprechend Stellplätze nachgewiesen wurden. 
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Herr Landes bestätigt dies. Mit Tiefgarage sei dann auch ein größerer Bau 
möglich.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied verweist auf den letzten Satz: „Für gewerbliche und 
freiberufliche Nutzung gelten diese Regelungen analog.“ Dieser sollte gestrichen 
werden, damit die 200m²-Regelung nicht greife.  
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied meint, dass die entsprechende Grundfläche 
nachgewiesen werden müsse, sobald eine gewerbliche Nutzung in eine 
Wohnnutzung umgewandelt werde.  
 
Bürgermeisterin Forster weist darauf hin, dass die Gemeinde von einer 
Umnutzung nicht immer in Kenntnis gesetzt werde.  
 
Zur Abstimmung wird die persönliche Beteiligung festgestellt.  
Für Quartier 1 sind folgende Gemeinderatsmitglieder persönlich beteiligt: 
Heinrich Forscht, Harald Gröger, Josef Stechno. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dass der Passus „Für gewerbliche und 
freiberufliche Nutzung gelten diese Regelungen analog.“ in der Satzung 
eingefügt bleibt. 
 
Abstimmungsergebnis: 6  3 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dass die textliche Fassung für Quartier 1 mit den 
Festsetzungen GRZ 0,6, GFZ 1,2, Zahl der Vollgeschosse III übernommen wird. 
 
Abstimmungsergebnis: 8  0 
 
 
Für Quartier 2 wird die persönliche Beteiligung festgestellt. Folgende 
Gemeinderatsmitglieder sind persönlich beteiligt: Harald Gröger, Christian Holtz, 
Josef Stechno, Alfons Weber. 
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Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dass die textliche Fassung für Quartier 2 mit den 
Festsetzungen GRZ 0,5, GFZ 1,2, Zahl der Vollgeschosse II + D übernommen 
wird. 
 
Abstimmungsergebnis: 8  0 
 
 
Für Quartier 3 wird die persönliche Beteiligung festgestellt. Folgende 
Gemeinderatsmitglieder sind persönlich beteiligt: Claudia Forster, Harald Gröger, 
Josef Mosandl, Stephan Werner. 
 
2. Bürgermeister Weber übernimmt die Sitzungsleitung. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, es sollte bedacht werden, wie dicht die 
Bebauung werden soll. Es sollte jedem bewusst sein, dass eine GFZ von 1,2 das 
obere Limit darstelle.  
 
Bürgermeister Weber verweist auf die Prämisse der Verdichtung. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied schlägt vor, eine GFZ von 1,0 festzusetzen, um die 
gewachsene Struktur maßvoller zu verdichten. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dass die textliche Fassung für Quartier 3 mit den 
Festsetzungen GRZ 0,4, GFZ 1,0, Zahl der Vollgeschosse II + D (D kein 
Vollgeschoss) übernommen wird. 
 
Abstimmungsergebnis: 8  0 
 
 
Erste Bürgermeisterin Forster übernimmt die Sitzungsleitung. 
 
Zu Punkt 4 meint ein Gemeinderatsmitglied, dass dieser in den Festsetzungen 
stehen bleiben könne, da er auch im Gesetz stehe. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dass Nr. 4 der textlichen Fassung übernommen 
wird. 



FORTSETZUNGSBLATT ZUR NIEDERSCHRIFT                                            Seite: 60 
über die öffentliche Sitzung 
 
des Gemeinderates Denkendorf                                                               am: 22.02.2018 
Lfd. Nr.                                   Sachverhalt 
 

 

 
Abstimmungsergebnis: 11  1 
 
 
Nachdem die Änderungen unter Berücksichtigung des Antrags unter B)3. 
entsprechend beschlossen wurden, ziehen Herr Mayer und Herr Wittmann den 
Antrag zurück. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von der Rücknahme des Antrags. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
 
 

Änderung Bebauungsplan Nr. 21  
„Einfacher Bebauungsplan zur Steuerung des 

Maßes der Nutzung bei der Bebauung im 
unbeplanten Innerortsbereich; 

verdichtete Bebauung“ 
 
Urfassung der Satzung:  22.07.1994 
 
A.  Rechtsgrundlagen 
 
1. Baugesetzbuch-BauGB- in der Fassung vom 23.09.2004 
(BGBl. I S.2414), zuletzt geändert am 20.10.2015 (BGBl. I.S 1722). 

 

2. Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke  
(Baunutzungsverordnung-BauNVO-) in der Fassung der Bekannt-  
machung vom 23.01.1990 (BGBl. S. 132) zuletzt geändert durch Art. 
2 Gesetz vom 11.06.2013 (BGBl. I. S. 1548). 
 

3.  Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und 
Darstellung des Planinhaltes (Planzeichenverordnung -PlanzV-) 

 in der Fassung vom 18.12.1990 (BGBl. I. 1990 S.58), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509). 
 

4. Bayerische Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, 
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 BayRS 2020-1-1.I.), zuletzt geändert durch Art. 9a Abs. 2 des 
Gesetzes vom 22.12.2015 (GVBl. S. 458). 
 

5. Stellplatzsatzung der Gemeinde Denkendorf vom 18.02.2016 

 
 
 
 
Für die Zulässigkeit und Errichtung von Wohngebäuden werden im 
Geltungsbereich nachfolgende textliche Festsetzungen getroffen: 

 

I. Geltungsbereich  
Gemeindebereich Denkendorf, ausschließlich der Bereiche, für die ein 
rechtskräftiger, qualifizierter Bebauungsplan besteht, soweit nach den §§ 34 und 
35 BauGB eine Bebauung überhaupt zulässig ist. Wird ein qualifizierter 
Bebauungsplan neu aufgestellt, sind dessen Festsetzungen nach § 33 BauGB 
vorrangig. 
Beigefügter Lageplan zur Abgrenzung der Quartiere 1, 2 und 3 
 
II. Textfestsetzung 
Quartier 1 
 

1.1 Maß der baulichen Nutzung 
- Wohnbaugrundstücke  
GRZ  0,6 
GFZ  1,2 
Zahl der Vollgeschosse:  III   
 

1.2 Bei Wohngebäuden sind Einzel- und Doppel- und Wohnhausgruppen in offener 
Bauweise zulässig. 
 

1.3 Bei mehr als sechs Wohnungen auf dem Baugrundstück ist die Errichtung einer 
Tiefgarage zwingend festgesetzt. Die Tiefgarage muss mindestens 75 v.H. der 
erforderlichen Stellplätze aufnehmen. 
Stellplätze, die aufgrund der festgelegten Zahl nicht in der Tiefgarage 
untergebracht werden können, sind auf dem Restgrundstück zulässig. 
 

1.4 Die Mindestgrundstücksgröße beträgt bei Einzelhausbebauung 450 qm und bei 
Doppelhausbebauung 250 qm je Hauseinheit. 
 

1.5 Anzahl der Wohnungen pro Gebäude: 
Je volle 200 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit mit über 100 
qm zulässig, 
je volle 175 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit von 71 bis 100 
qm zulässig. 
je volle 150 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit von 40 bis 70 
qm zulässig. 
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Je volle 90 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit von weniger als 
40 qm zulässig 
 
 
Ausnahme: 
Bei Errichtung einer Tiefgarage mit einer Stellplatzauslastung von mindestens 75 
v.H. wird die jeweilige Forderung zur anteiligen Grundstücksfläche je Wohneinheit 
um 25 v. H. reduziert.   
 
Für gewerbliche und freiberufliche Nutzung gelten diese Regelungen analog. 
 
 
2. Quartier 2 

  

2.1 Maß der baulichen Nutzung 
- Wohnbaugrundstücke  
GRZ  0,5 
GFZ  1,2 
Zahl der Vollgeschosse:  II + D 

2.2 Bei Wohngebäuden sind Einzel- und Doppelhäuser und Wohnhausgruppen in 
offener Bauweise zulässig. 

2.3 Die Mindestgrundstücksgröße beträgt bei Einzelhausbebauung 450 qm und bei 
Doppelhausbebauung 250 qm je Hauseinheit. 

2.4 Anzahl der Wohnungen pro Gebäude: 
Je volle 200 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit mit über 100 
qm zulässig, 
je volle 175 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit von 71 bis 100 
qm zulässig. 
je volle 150 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit von 40 bis 70 
qm zulässig. 
Je volle 90 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit von weniger als 
40 qm zulässig 

Bei Errichtung von mehr als 6 Wohnungen auf dem Baugrundstück ist die 
Errichtung einer Tiefgarage zwingend festgesetzt. Die Tiefgarage muss 
mindestens 75 v.H. der erforderlichen Stellplätze aufnehmen. Stellplätze, die 
aufgrund der festgelegten Zahl nicht in der Tiefgarage untergebracht werden 
können, sind auf dem Restgrundstück zulässig. 
 
 
Ausnahme: 
Bei Errichtung einer Tiefgarage mit einer Stellplatzauslastung von mindestens 75 
v.H. wird die Forderung zur anteiligen Grundstücksfläche je Wohneinheit um 
jeweils 25 v. H. reduziert.   

 
Für gewerbliche und freiberufliche Nutzungen gelten diese Regelungen analog. 
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3. Quartier 3   NEUE QUARTIERFESTSETZUNG 
  

3.1 Maß der baulichen Nutzung 
- Wohnbaugrundstücke  
GRZ  0,4 
GFZ  1,0 
Zahl der Vollgeschosse:  II + D (D Kein Vollgeschoss) 

3.2 Bei Wohngebäuden sind Einzel- und Doppelhäuser und Wohnhausgruppen in 
offener Bauweise zulässig. 

3.3 Die Mindestgrundstücksgröße beträgt bei Einzelhausbebauung 450 qm und bei 
Doppelhausbebauung 250 qm je Hauseinheit. 

3.4 Anzahl der Wohnungen pro Gebäude: 
Je volle 200 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit mit über 100 
qm zulässig, 
je volle 175 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit von 71 bis 100 
qm zulässig. 
je volle 150 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit von 40 bis 70 
qm zulässig. 
Je volle 90 qm anteiliger Grundstücksfläche ist eine Wohneinheit von weniger als 
40 qm zulässig 

Bei Errichtung von mehr als 6 Wohnungen auf dem Baugrundstück ist die 
Errichtung einer Tiefgarage zwingend festgesetzt. Die Tiefgarage muss 
mindestens 75 v.H. der erforderlichen Stellplätze aufnehmen. Stellplätze, die 
aufgrund der festgelegten Zahl nicht in der Tiefgarage untergebracht werden 
können, sind auf dem Restgrundstück zulässig. 
 
 
Ausnahme: 
Bei Errichtung einer Tiefgarage mit einer Stellplatzauslastung von mindestens 75 
v.H. wird die Forderung zur anteiligen Grundstücksfläche je Wohneinheit um 
jeweils 25 v. H. reduziert.   
 

Für gewerbliche und freiberufliche Nutzungen gelten diese Regelungen analog. 
 
 

4. Die Grundflächenzahl (GRZ) wird nach § 19 BauNVO ermittelt. 
Eine Überschreitung der zulässigen Grundfläche entsprechend § 19 Abs.4 
BauNVO ist bis zu ~50 % zulässig. 
 

5.  Stellplatzsatzung 
 

Es gilt die Stellplatzsatzung der Gemeinde Denkendorf in der aktuellen Fassung. 
 

6.  Verbot von Vergnügungsstätten 



FORTSETZUNGSBLATT ZUR NIEDERSCHRIFT                                            Seite: 64 
über die öffentliche Sitzung 
 
des Gemeinderates Denkendorf                                                               am: 22.02.2018 
Lfd. Nr.                                   Sachverhalt 
 

 

Vergnügungsstätten werden nicht, auch nicht ausnahmsweise zugelassen. 
 

Alle weiteren Vorhaben, die nicht von der Regelung umfasst werden richten sich 
nach § 34 BauGB und § 35 BauGB. 
 
GEMEINDE DENENDORF 
Denkendorf, ………...2018 
 
 
 
Claudia Forster 
1. Bürgermeisterin 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, den Bebauungsplan entsprechend der erfolgten 
Abwägung zu ändern. Die Verwaltung wird beauftragt, die erneute öffentliche 
Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB durchzuführen. 
 
Er beschließt ergänzend, die Tiefgaragenregelung in die gemeindliche 
Stellplatzsatzung entsprechend einzuarbeiten. 
 
Abstimmungsergebnis: 11  1 

 
 

20. Antrag auf Befreiung vom Beb. Plan Nr. XXXI zum Neubau eines 
Mehrfamilienhauses mit Büro, Garagen und Stellplätzen auf Fl.Nr. 1417, 
1417/6 u. 1417/7, Gem. Denkendorf, Wassertal; Beratung – 
Beschlussfassung (602) 
 
Nachdem die Änderungen unter Berücksichtigung des Antrags unter B)3. für den 
Bebauungsplan Nr. 21 beschlossen wurden, ziehen Herr Mayer und Herr 
Wittmann den Antrag zurück. 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt Kenntnis von der Rücknahme des Antrags. 
 
Abstimmungsergebnis: 12  0 
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24. Vergabe der Trockenbauarbeiten für den Neubau Kinderhaus Dörndorf; 

Information (621 KiDö) 
 
Für die Trockenbauarbeiten der neu zu errichtenden Kindertagesstätte in 
Dörndorf fand eine öffentliche Ausschreibung statt.  
 
Zur Angebotseröffnung lag 1 Angebot vor.  
 
Die Beschlussfassung und Vergabe erfolgt im nichtöffentlichen Teil.  
 
 

12. b) Beschaffung eines TSF für die FFW Schönbrunn; Beratung – 
Beschlussfassung (091 Schö) 
 
Diese Thematik wurde bisher in ca. 6-10 Treffen in unterschiedlichster 
Zusammensetzung besprochen. Dieser TOP wurde zuletzt in der Sitzung vom 
11.01.2018 vertagt, da noch Fragen hinsichtlich einer möglichen 
Ausrückegemeinschaft und einer Überprüfung der Notwendigkeit eines 
Feuerwehrfahrzeugs zu klären waren.  
 
In Schönbrunn gibt es nur noch wenige Traktoren, die außerdem nicht ständig 
verfügbar sind. Bereits bei der Inspektion 2016 wurde nahegelegt, Alternativen 
zum Tragkraftspritzenanhänger zu prüfen, da dieser voraussichtlich keine 
weitere Inspektion besteht. Der Schönbrunner Kommandant konnte weiterhin 
klarlegen, dass in 90% der Einsätze eine Staffelbesatzung eines TSF zur 
Verfügung steht. 
 
Mit Fraktionssprechern bzw. Vertretern und Kommandanten von Schönbrunn 
und Denkendorf sowie Kreisbrandrat und Kreisbrandinspektor war man sich 
nach eingehender Diskussion am 29.01. einig, dass das sinnvollste Fahrzeug für 
Schönbrunn ebenfalls ein TSF ist.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied berichtet, dass lange diskutiert wurde, auch die 
Themen, die in der Sitzung vom 11.01. schon angesprochen wurden. Sinnvoll sei 
ein TSF als Ersatz für den TSA, mit Standard-Ausstattung. 
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Ein anderes Gemeinderatsmitglied meint, dass sich laut dem Fraktionskollegen 
auf eine Ausrückegemeinschaft sowie einen Caddy geeinigt wurde. 
 
Dies wurde nach der Diskussion ausgeschlossen, so das vorige 
Gemeinderatsmitglied. 
 
Ein weiteres Gemeinderatsmitglied informiert, dass absolute Priorität die 
Gewährleistung des Atemschutzes habe; ein Auto sei nicht unbedingt 
erforderlich. 
 
Ein anderes Gemeinderatsmitglied ist der Auffassung, dass das Thema 
Atemschutz den Feuerwehren überlassen werden sollte, Denkendorf sollte dies 
in Absprache mit den Ortsteilen regeln.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied fordert dazu auf, dass vor einer Bestellung die 
Ausrüstung im Rat zu diskutieren sei. 
 
Dagegen meint ein anderes Gemeinderatsmitglied, dass der Kostenrahmen 
durch das TSF für Dörndorf mit einer gewissen Preissteigerung vorgegeben sei.  
 
Herr Ettinger teilt dazu mit, dass die gewünschte Ausstattung vorher mit 
entsprechenden Info-Angeboten vorgelegt wurde; auch das TSF in Dörndorf sei 
nicht mit Atemschutz bestellt worden. 
 
Ein Gemeinderatsmitglied betont erneut, dass die Ausstattung nochmal im Rat 
dargestellt werden sollte.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, ein TSF für die FFW Schönbrunn zu beschaffen 
und entsprechende Maßnahmen einzuleiten. 
 
Abstimmungsergebnis: 11  1 
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25. Errichtung eines Waldkindergartens in Denkendorf; Beratung – 
Beschlussfassung (423 De) 
 
Herr Dommel gab im Sozialausschuss Einblicke in die Funktionsweise eines 
Waldkindergartens mit allen wichtigen Details wie Schutzmöglichkeiten, 
Sanitärsituation, fit machen der Vorschulkinder, Personelles, Qualifikation des 
Personals etc. 
Er empfahl, die Waldgruppe an einen bestehenden Kindergarten anzugliedern. 
Die Kinderakten könnten dort datenschutzgerecht verwahrt werden, und es wäre 
eine Möglichkeit für die Erzieher zu ihrer Dokumentation gegeben.  
Laut Jugendamt wäre das Grundstück an der Schulturnhalle das geeignetste. 
 
 
Ein Gemeinderatsmitglied meint, dass die Gemeinde keinen Waldkindergarten 
öffnen sollte, da hier Erfahrungswerte fehlen und noch mehr Arbeit produziert 
werde.  
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat beschließt, dem Kindergarten Marienheim eine 
Waldspielgruppe anzugliedern, und beauftragt die Verwaltung mit der Einleitung 
der weiteren Schritte. 
 
Abstimmungsergebnis: 11  1 
 
 
 

 Weitere Informationen:  
 
Bürgermeisterin Forster trägt die bauleitplanerischen Maßnahmen der 
Nachbargemeinden vor: 
Der Markt Altmannstein beteiligt die Gemeinde Denkendorf im Rahmen der 
öffentlichen Auslegung mit Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger 
öffentlicher Belange nach § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB für die Änderung 
des Bebauungsplans „Zum Markweg“ in Steinsdorf (WA, Anpassung der 
Gebäude- bzw. Wandhöhen) sowie für die Änderung des Bebauungsplans 
„Tuifelfeld II“ in Pondorf (WA, Erweiterung mit Erschließung). 
 
Der Markt Kipfenberg beteiligt die Gemeinde Denkendorf im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und Träger öffentlicher Belange und 
sonstiger Behörden nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 BauGB für die 1. Änderung 
der Außenbereichssatzung Birktal in Kipfenberg sowie die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Müller“ in Grösdorf (MD).  
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Der Gemeinde wurde ein Angebot für einen Fahrkartenautomaten vorgelegt. Hier 
würden bei der Gemeinde 1.700 € plus Wartungskosten auflaufen.  
Bürgermeisterin Forster schlägt alternativ vor, für diejenigen, die ihre Fahrkarten 
nicht selbst im Internet lösen können, dieses im Rathaus entsprechend zu 
übernehmen. Aber auch ein Kauf im Bus ist nach wie vor möglich. 
 
Zum Radweg von Bitz nach Winden informiert Bürgermeisterin Forster, dass das 
staatliche Bauamt einer Querung zustimmen würde. Derzeit scheitert der 
Radweg allerdings daran, dass in der Gemeinde Altmannstein noch nicht alle 
Grundstücke verhandelt sind.  
 
Ein Gemeinderatsmitglied weist auf die dringend erforderliche Herstellung eines 
Gehwegs an der alten Hauptstraße hin, da es hier sehr gefährlich für die Kinder 
sei. Außerdem sollte beim Wasserwirtschaftsamt bzgl. des offenen Grabens 
nachgefragt werden.  
 
Bürgermeisterin Forster erklärt, dass im Gemeinderat vor ihrer Amtszeit bereits 
mitgeteilt wurde, dass die Kinder optimalerweise durch das Wassertal gehen 
sollten. Außerdem handele es sich bei einer Herstellung des Gehwegs um eine 
Ersterschließung, die dann entsprechend umzulegen wäre. 
 
Herr Gröger übergibt Bürgermeisterin Forster das Protokoll der örtlichen 
Rechnungsprüfung. Außerdem reicht er einen Antrag auf Amtsniederlegung ein.  
 

 
Ende der Sitzung:  22.00 Uhr 
 
 
 
 
 
Claudia Forster     Daniela Herrler  
1. Bürgermeisterin     Protokollführer  
 
 
Gemeinderatsmitglieder:  


